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Bau von Minaretten und religiöser Architektur sind der obligatorischen 

Volksabstimmung zu unterstellen 

 

Der Stadtrat nimmt zum Postulat wie folgt Stellung: 

 

Die Zuständigkeiten im Baubewilligungsverfahren werden im Planungs- und Baugesetz des 

Kantons Luzern (SRL Nr. 735 [PBG]) geregelt. Nach § 196 Abs. 1 PBG entscheidet der 

Gemeinderat über Baugesuche. Eine gesetzliche Regelung der Stadt Luzern, wonach 

Ausbauten und Neubauten oder sonstige bauliche Änderungen von religiösen Bauten, die zu 

einer Veränderung des bestehenden äusseren Erscheinungsbildes führen, zwingend einer 

Volksabstimmung zu unterstellen wären, würde übergeordnetem kantonalem Recht 

widersprechen und wäre daher unzulässig. 

 

Der Stadtrat lehnt das Postulat ab. 
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Wurde anlässlich der 
32. Ratssitzung vom 

26. April 2007 

zurückgezogen. 
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Stellungnahme 
zum 

Postulat 
Nr. 201  2004/2008 
von René Kuhn  

namens der SVP-Fraktion  

vom 9. November 2006  

(StB 272 vom 28. März 2007) 
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